Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2761 


Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen 

— Drucksache 2626 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Winter 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 154. Sitzung 
vom 19. April 1961 den vorliegenden Gesetzentwurf 
über Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen — Drucksache 2626 — an den Rechtsaus- 
schuß überwiesen. Der Rechtsausschuß hat die Vor- 
lage in seiner 148. Sitzung vom 27. April 1961 
abschließend beraten und sie ohne Änderungen 
gebilligt. 

i 

Die Vorlage des obigen Gesetzentwurfs durch die 
Bundesregierung ist veranlaßt worden durch die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
10. Mai 1960 zum Milch- und Fettgesetz. Nach dieser 
Entscheidung kann eine Ermächtigung zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen außer an die Bundes- 
regierung oder an einen Bundesminister nur an die 
Landesregierungen gegeben werden, nicht aber un- 
mittelbar an einzelne Landesminister. Durch diese 
Entscheidung wurde die Gültigkeit einer großen 
Zahl bundesgesetzlicher Ermächtigungen zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen in Frage gestellt. Für die 
dringendsten Fälle hat der Gesetzgeber bereits 
durch das Gesetz über Rechtsverordnungen im Be- 
reich der Gerichtsbarkeit (Bundesgesetzbl. 1960 
I S. 481) eine Klärung herbeigeführt. Durch den vor- 
liegenden Entwurf sollen die übrigen Ermächtigun- 
gen in Einklang mit der Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts gebracht werden. 

Der Entwurf sieht eine Globalregelung vor. Diese 
erweist sich als notwendig, da es bei der Fülle der 
Gesetze, in denen Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen an oberste Landesbehörden er- 
teilt sind, nicht möglich ist, den an sich verfassungs- 
politisch zu bevorzugenden Weg einer Einzelauf- 


zählung der in Betracht kommenden Ermächtigungen 
zu wählen. Nur durch eine Globalregelung können 
auch die Grenzfälle erfaßt werden, in denen nicht 
mit Sicherheit entschieden werden kann, ob es sich 
um eine Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen oder um eine solche zur Setzung von Ver- 
waltungsvorschriften oder Verwaltungsakten han- 
delt. 

Bei einer Globalregelung kann dem Verlangen 
des Bundesrates, den Landesregierungen in jedem 
Fall die Weiterübertragung der Ermächtigung auf 
nachgeordnete Behörden zu gestatten, nicht Rech- 
nung getragen werden. Es würden sonst die Er- 
wägungen beiseitegeschoben, die den Gesetzgeber 
bei den einzelnen Gesetzen bewogen haben, einen 
bestimmten Landesminister — und nur den Minister 
— für zuständig zu erklären. Es ist das Ziel des 
Gesetzentwurfs, frühere Formfehler bei der Dele- 
gation von Rechtssetzungsbefugnissen zu korrigie- 
ren, nicht aber, die Delegation zu erweitern und ge- 
nerell und global eine Subdelegationsbefugnis ein- 
zuführen, wo sie bisher nicht bestanden hat. Es 
würde überdies auch dem Sinn des Artikels 80 
Abs. 1 GG widersprechen, wenn der Bundesgesetz- 
geber den Landesregierungen eine ganz allgemeine 
Ermächtigung zur Subdelegation erteilen würde, 
ohne selbst Erwägungen hinsichtlich des Delegatars 
anzustellen. Der Entwurf sieht daher vor, daß die 
Landesregierungen die Ermächtigungen nur auf die 
obersten Landesbehörden übertragen können, die 
in den einschlägigen Vorschriften bezeichnet sind, 
und daß eine Weiterübertragung auf nachgeordnete 
Behörden nur zulässig ist, sofern nach den bisheri- 
gen Vorschriften die Möglichkeit hierzu bestand. 
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Der Rechts ausschuß hielt es auch nicht für erfor- ! im Bereich der Gerichtsbarkeit unberührt bleibt. Der 
derlich, entsprechend der Anregung des Bundesrates Vorrang dieses Gesetzes ergibt sich nach Auffassung 
in dem Entwurf ausdrücklich klarzustellen, daß das des Ausschusses mit hinreichender Deutlichkeit be- 
eingangs erwähnte Gesetz über Rechtsverordnungen reits aus der vorgesehenen Fassung des Entwurfs. 

Bonn, den 25. Mai 1961 

Dr. Winter 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2626 — unverän- 
der anzunehmen. 

Bonn, den 25. Mai 1961 

Der Rechtsausschuß 
Hoogen Dr. Winter 

Vorsitzender Berichterstatter 
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